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Bildungspolitisches Hausaufgabenheft 
 
 
 
Enquete-Kommission Bildung 
 
Ein Viertel des 21. Jahrhunderts ist bereits vergangen. Schule 
funktioniert aber in weiten Teilen noch nach dem gleichen Prinzip 
wie zu unserer eigenen Schulzeit. Gesellschaftlichen Änderungen 
wird – wenn überhaupt – mit kleiner Flickschusterei begegnet. 
Allzu oft sind Änderungen ideologiegetrieben, statt an 
Wissenschaft und Praxis orientiert.  
 
Für unsere Kinder fordern wir die Einrichtung einer Enquete-
Kommission Bildung. Hier sollen Bildungs- und 
Erziehungswissenschaft, Kultusverwaltung und 
Lehrkräfteverbände, Schülerinnen und Schüler sowie Eltern 
gemeinsam mit der Politik über das richtige Schulsystem für 
Baden-Württemberg beratschlagen. Die Ergebnisse sollen den 
langfristigen Rahmen für Schulbildung in Baden-Württemberg 
vorgeben. Bei der Gestaltung der Zukunft des Landes muss die 
Politik dem Expertenrat folgen und nicht die Betroffenen der 
Politik. 
 
 
 
110 % Lehrkräfteabdeckung 
 
Unabhängig von der Ausgestaltung des Schulsystems wird ohne 
Lehrkräfte Schule nicht funktionieren. Eine ausreichende 
Versorgung mit Lehrkräften ist deshalb in jedem Land und jedem 
Bildungssystem das A und O. 100 % sind jedoch nicht genug. 
Denn Lehrkräfte sind auch mal krank, gehen auf Klassenfahrten, 
bilden sich fort oder haben korrekturfrei. 100 % sind damit eine 
Mangelversorgung. 
 
Für unsere Kinder fordern wir eine Personalplanung, in der 110 % 
an jeder Schule die Regel sind. Dies ist gleichbedeutend mit der 
Umsetzung einer Empfehlung der OECD. 110 % verringern den 
Unterrichtsausfall im normalen Alltag der Schulen und erhöhen 
damit die Bildungsqualität für alle. 
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Finanzierung von Schule vor Ort 
 
Kommunale Schulträger tragen zahlreiche Lasten, wenn es um 
Schule geht. Schulhäuser und Sporthallen, Schwimmunterricht 
und digitale Endgeräte, Lernmittel und Schulverpflegung, 
Nachmittagsbetreuung und Schulsozialarbeit. Für alle genannten 
Punkte gibt es zwar Zuschüsse und Umlagen. Sie sind aber nicht 
kostendeckend. Im Ergebnis ist die Qualität von Schule für Kinder 
und Eltern abhängig von ihrem Wohnort. 
 
Für unsere Kinder fordern wir eine klare Definition von „guter 
Schule“ mit Qualitätsstandards in allen Bereichen, die Schulträger 
aktuell autonom bestimmen können. Wo verbindliche Vorgaben 
zur Sicherung der Bildungsgerechtigkeit gemacht werden, 
müssen Schulträgern entsprechende finanzielle Ressourcen zur 
Verfügung gestellt werden. Das gilt für Investitionen genauso wie 
für den Betrieb. 
 
 
 
Stärkung der Schulleitungen 
 
Gute Schule hängt stark mit guter Schulleitung zusammen. 
Schulleitung muss genug Zeit haben: Um Schulentwicklung 
voranzutreiben, Lehrkräfte zu begleiten und Teambuilding für 
eine gute Schulatmosphäre zu fördern. Dafür ist immer weniger 
Zeit. Denn Administratives bindet immer mehr Ressourcen. 
Schulleitung ist daher nicht mehr attraktiv. Zahlreiche vakante 
Positionen sind auch zahlreiche vertane Chancen vor Ort. 
 
Für unsere Kinder fordern wir eine grundlegende Neuausrichtung 
von Schulleitung. Eine klare Trennung in pädagogische und 
administrative Schulleitung eröffnet neue Möglichkeiten. 
Verwaltungstätigkeiten können von Verwaltungsfachkräften 
ausgeführt werden. Die administrative Betreuung mehrerer 
Schulen eröffnet Synergieeffekte und Professionalisierung. Die 
parallele Fokussierung auf die pädagogische Führung bietet 
Raum für Schulentwicklung. Diese Profilierung wird sich in mehr 
besetzten Schulleitungsstellen niederschlagen. 
 
 
 
Digitale Initiative 
 
Die Bemühungen, baden-württembergische Schulen digitaler 
werden zu lassen, sind groß. Oft sind die verschiedenen Stränge 
jedoch nicht verbunden und entfalten nur geringe Wirkkraft. Gute 
Angebote und Dienste sind nicht verbindlich. Schulen sind 
aufgrund des Engagements Einzelner auf unterschiedlichen 



Seite 3 von 4 

 

Niveaus der Digitalisierung. Fehlende Richtlinien hinsichtlich der 
infrastrukturellen Ausstattung tun ihr übriges. Gleichzeitig binden 
Leuchtturmprojekte Ressourcen und täuschen einen 
Digitalisierungsgrad vor, der der Überprüfung in der Fläche nicht 
standhält. 
 
Für unsere Kinder fordern wir eine verbindliche Digitalstrategie für 
baden-württembergische Schulen. Sie muss alle Aspekte von 
Kommunikation und Austausch im Alltag über Didaktik und 
Zielkompetenzen in der Lehre bis hin zu Ausstattung und 
Lehrkräftebildung enthalten. Diese Digitalstrategie ist verbindlich 
für alle Schulen, um auch digital Bildungsgerechtigkeit zu 
realisieren.  
 
 
 
Pflicht-Personal weiterdenken 
 
Schulen sind heterogener als früher. Das betrifft sowohl die 
eingesetzten Lehrmethoden als auch die Kinder und 
Jugendlichen. Daher ist eine personelle Ausstattung wie im 
letzten Jahrtausend nicht mehr ausreichend. Allzu oft hängt das 
gute Umgehen mit den Herausforderungen der Gegenwart am 
Engagement bzw. an den Kenntnissen Einzelner. Das fängt bei 
der Einrichtung und Administrierung von Netzwerken und 
digitalen Endgeräten an und hört bei freiwilligen Förderstunden 
oder Krisenintervention in der Freizeit noch nicht auf. 
 
Für unsere Kinder fordern wir ein klares Bekenntnis zu 
unerlässlichen Fachkräften und -kompetenzen an Schulen des  
21. Jahrhunderts: Schulsozialarbeit, digitale Administration, 
Schulpsychologie, Integrationshilfe und je nach örtlicher Situation 
auch weitere Disziplinen sind dringend benötigte Kompetenzen. 
Das Abwälzen dieser Aufgaben auf Lehrkräfte führt zu einer 
Bindung von pädagogischer Kapazität. Fachlich anspruchsvolle 
Aufgaben zum Wohle unserer Kinder und Jugendlichen müssen 
auch von Fachkräften ausgeführt werden. Immer und überall.  
 
 
 
Reformierung des Berufs „Lehrkraft“ 
 
Wer sich Ende der 90er-Jahre für den Beruf der Lehrkraft 
entschieden hat, ist heute mit einem anderen Berufsbild 
konfrontiert als zur Zeit der Berufswahl. Sprachliche und 
kulturelle Diversität, Ganztag, Inklusion, Binnendifferenzierung, 
Smartphones sind nur einige der Herausforderungen, die früher 
viel kleiner oder nicht existent waren. Völlig unvorbereitet müssen 
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Lehrkräfte aber damit klarkommen. Dazu kommt eine nach wie 
vor oft unverständliche Hierarchisierung innerhalb der Lehrkräfte 
nach Schularten, die sich in Deputatsstunden und Bezahlung 
widerspiegelt und dadurch ein Zerrbild der tatsächlichen 
Leistung und Belastung abgibt.  
 
Für unsere Kinder fordern wir eine grundlegende Reform der 
Ausbildung. Sie muss sich viel stärker flexibel an neue 
Herausforderungen anpassen lassen. Für alle bereits im Dienst 
befindlichen Lehrkräfte müssen Fortbildungen nicht nur auf dem 
Papier verpflichtend sein. Kinder und Eltern müssen sich darauf 
verlassen können, dass Lehrkräfte immer auf dem neuesten Stand 
sind. Die pauschale Benachteiligung von Lehrkräften der 
Primarstufe bei der Bezahlung und die pauschale Bevorzugung 
gymnasialer Lehrkräfte bei der Unterrichtsverpflichtung muss 
einer gerechteren, zum Beispiel fachabhängigen Realität 
weichen. Dies dient dem Ansehen des Berufsstands und stärkt 
auch die zahlreichen hoch engagierten Lehrkräfte. 
 
 
 
 
Bildung stärkt unsere Kinder und Jugendlichen für ihre Zukunft. 
Bildung stärkt somit unmittelbar die Zukunft von Baden-
Württemberg. 
Als Eltern von Schulkindern fordern wir von der Politik eine 
ernsthafte, faktenbasierte Auseinandersetzung mit dieser Zukunft 
und eine ausreichende Finanzierung. Nur so ist 
Bildungsgerechtigkeit nachhaltig zu erreichen. 
Als Landeselternbeirat strecken wir wie zahlreiche andere 
Interessengruppen die Hand aus und bieten der Politik unsere 
Unterstützung und Mitarbeit an.  
Für unsere Kinder. 


